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1 Fazit und Empfehlungen 

Die Berichterstattungsstelle geschlechtsspezifische Gewalt des Deutschen Instituts für 

Menschenrechte (DIMR), die unabhängige Nationale Menschenrechtsinstitution 

Deutschlands, bedankt sich für die Gelegenheit, zum Referentenentwurf des Bundes-

ministeriums der Justiz zum Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes 

gewaltbetroffener Personen im familiengerichtlichen Verfahren, zur Stärkung des Ver-

fahrensbeistands und zur Anpassung sonstiger Verfahrensvorschriften Stellung neh-

men zu dürfen. 

Die Berichterstattungsstelle geschlechtsspezifische Gewalt begrüßt ausdrücklich das 

Anliegen des Referent*innenentwurfs, dem Schutz vor häuslicher Gewalt in Sorge- 

und Umgangsrechtsverfahren Rechnung zu tragen und diesen zu verbessern. Auch 

die Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention des Instituts begrüßt den Entwurf 

grundsätzlich, sieht aber aus kinderrechtlicher Sicht noch Nachbesserungsbedarf. Ins-

besondere wird eine stärkere Berücksichtigung der Kinderrechte empfohlen. Um Kin-

der explizit als eigenständige Träger*innen von Rechten anzuerkennen, sollte die UN-

Kinderrechtskonvention stärker in den Fokus genommen werden. 

Die Berücksichtigung von häuslicher Gewalt in Umgangs- und Sorgerechtsverfahren 

stellt eine besondere Herausforderung dar, weil hier die menschen- und grundrecht-

lich garantierten Rechte und Pflichten von Eltern und die Rechte von Kindern aufei-

nandertreffen und miteinander in Ausgleich gebracht werden müssen.1 In Fällen von 

häuslicher Gewalt muss dabei insbesondere auch in den Verfahren vor den Familien-

gerichten ein besonderes Augenmerk auf dem Schutz des gewaltbetroffenen Eltern-

teils liegen.2 Der Gewaltschutz darf nach Artikel 31 Istanbul-Konvention nicht hinter 

dem Umgangs- und Sorgerecht des gewaltausübenden Elternteils zurücktreten, und 

muss die Sicherheit der Betroffenen und der Kinder stets gewährleisten.3 

Der Referent*innenentwurf des Bundesministeriums für Justiz unternimmt wichtige 

Schritte, diese Grundsätze der Istanbul-Konvention umzusetzen. So soll durch die 

Einführung eines Wahlgerichtsstands für Kindschafts-, Abstammungs- und Kindesun-

terhaltssachen eine bessere Geheimhaltung des aktuellen Aufenthaltsortes eines von 

Partnerschaftsgewalt betroffenen Elternteils ermöglicht werden.4 Die Berichterstat-

tungsstelle begrüßt auch die Konkretisierung der Amtsermittlungspflicht dahingehend, 

dass bei Anhaltspunkten für das Vorliegen von Partnerschaftsgewalt Ermittlungen 

zum Schutzbedarf und die Einleitung eines Gefahrenmanagements im familiengericht-

lichen Verfahren als erforderlich erachtet werden sollen.5 Positiv hervorzuheben ist 

darüber hinaus, dass der Informationsfluss zwischen den am Gewaltschutz- und den 

am Kindschaftsverfahren beteiligten Professionen verbessert werden soll6 und dass in 

Fällen häuslicher Gewalt ein Hinwirken auf elterliches Einvernehmen in der Regel 

__ 
1   Franke, Lena (2023): Häusliche Gewalt im Umgangs- und Sorgerecht, Handlungsbedarfe und Empfehlungen. 
 https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/haeusliche-gewalt-im-umgangs-und-sorge- 
 recht (zuletzt abgerufen am 06.09.2024), Vorwort. 
2  Ebd. 
3  Ebd.  
4  Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes von ge-

waltbetroffenen Personen im familiengerichtlichen Verfahren, zur Stärkung des Verfahrensbeistands und zur 
Anpassung sonstiger Verfahrensvorschriften. https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzge-
bung/RefE/RefE_FamFG_Aend.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (zuletzt abgerufen am 06.09.2024), S. 2. 

5  Ebd. 
6  Ebd. 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_FamFG_Aend.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_FamFG_Aend.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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nicht mehr in Betracht kommen soll.7 Ebenso ist zu begrüßen, dass die Elternteile ge-

trennt angehört werden sollen. 

Dennoch weist der Entwurf noch erhebliche Lücken auf, die der kritischen Überprü-

fung und Nachbesserung bedürfen, um einen umfassenden Schutz von Betroffener 

von häuslicher Gewalt in Sorge- und Umgangsrechtsverfahren gemäß der Istanbul 

Konvention zu gewährleisten. Im Folgenden Kapitel werden auf ausgewählte Punkte 

eingegangen.  

Die Bekämpfung häuslicher Gewalt stellt eine fundamentale grund- und menschen-

rechtliche Aufgabe dar. Der Referent*innenentwurf des Bundesministeriums der Justiz 

ist ein bedeutender Schritt in die richtige Richtung, um dieser Verpflichtung nachzu-

kommen. Es sollte die Chance genutzt werden, die bestehenden Herausforderungen 

in familiengerichtlichen Verfahren anzugehen und einen wesentlichen Beitrag dazu zu 

leisten, dass die Einhaltung der Menschenrechte in diesem sensiblen Bereich gestärkt 

und mögliche Verletzungen behoben werden können.   

Zur Behebung der identifizierten Lücken empfiehlt die Berichterstattungsstelle fol-

gende wesentliche Anpassungen bzw. Änderungen am Referent*innenentwurf: 

 Der Gesetzesentwurf sollte nicht auf die Definition von häuslicher Gewalt nach 

dem Gewaltschutzgesetz (GewSchG) rekurrieren, sondern stattdessen die Defini-

tion der häuslichen Gewalt nach Art. 3 lit. b) Istanbul-Konvention im Bürgerlichen 

Gesetzbuch (BGB) aufnehmen. Auch sollte klargestellt werden, dass häusliche 

Gewalt partnerschaftliche und generationsübergreifende Gewalt umfasst.  

 

 Bei der Ausweitung des Wahlgerichtsstands sollte die Wahlmöglichkeit nicht auf 

laufende Gewaltschutzverfahren beschränkt bleiben, sondern auch Fälle einbezie-

hen, in denen kein Verfahren angestrengt wurde, aber ein Schutzbedürfnis be-

steht. In § 152 Abs. 2 FamFG-E sollte daher der Zusatz „oder bei Anhaltspunkten 

häuslicher Gewalt“ aufgenommen werden. Vorzugsweise sollte der Gerichtsstand 

jedoch nicht als Wahlgerichtsstand, sondern so ausgestaltet werden, dass in Fäl-

len häuslicher Gewalt grundsätzlich das Gericht in dem Bezirk zuständig ist, in wel-

chem das Kind zuvor seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. 

 

 Bei der Konkretisierung der Amtsermittlungspflicht sollte die Pflicht zur Gefähr-

dungsanalyse ausdrücklich in § 156a Abs. 1 FamFG-E festgesetzt und ein standar-

disiertes Verfahren dafür festgelegt werden. Der Referent*innenentwurf sollte sich 

auch nicht nur auf Anhaltspunkte von Taten nach § 1 und § 2 des GewSchG bezie-

hen, sondern grundsätzlich auf Anhaltspunkte für häusliche Gewalt. Schließlich 

empfiehlt die Berichterstattungsstelle, den Zusatz, dass die Amtsermittlung mög-

lichst frühzeitig erfolgt, verbindlich auszugestalten.  

 

 Bezüglich der Sicherstellung fachlicher Qualifikationen sollte eine ausdrückli-

che gesetzliche Absicherung von verpflichtenden und standardisierten Fortbildun-

gen aller beteiligten Berufsgruppen für die Durchführung von Gefährdungsanaly-

sen eingeführt werden. 

 

__ 
7  Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), a.a.O., S. 2. 
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 Der Entwurf sollte bei der Neuausrichtung des Beschleunigungsgrundsatzes 

klarstellen, dass sich der Fokus im Rahmen des Beschleunigungsgrundsatzes auf 

die primäre Aufklärung der Gewaltgeschichte und die Ermittlung der Schutzbedarfe 

verlagert. Der Gesetzesentwurf sollte zudem folgendermaßen umformuliert wer-

den: „Die Beteiligten sollen in der Regel getrennt angehört werden“. 

 

 Bei der Reform der Verfahrensbeistände sollten einheitliche Qualitätsstandards 

in der Ausbildung der Verfahrensbeistände eingeführt werden, um reformbedürftige 

Aspekte in diesem Bereich anzugehen. Weitere dringend reformbedürftige Punkte 

werden unten dargestellt. 

2 Im Einzelnen 

2.1 Eingeschränkter Gewaltbegriff im Referent*innenentwurf 
Der Referent*innenentwurf stützt sich auf eine begrenzte Definition häuslicher Gewalt, 

die sich am Gewaltbegriff des GewSchG und dem Konzept der Partnerschaftsgewalt 

orientiert. Die Berichterstattungsstelle empfiehlt eine Überarbeitung des Gesetzesent-

wurfs mit dem Ziel, den umfassenden Gewaltbegriff des Artikel 3 lit. b) Istanbul-Kon-

vention zu implementieren. Diese Anpassung würde es ermöglichen, das gegenwär-

tige Verständnis von häuslicher Gewalt menschenrechtskonform auszugestalten.  

Anwendung des Gewaltbegriffs aus dem GewSchG 

Für die Regelungen der Reform wird auf den Gewaltbegriff des GewSchG zurückge-

griffen.8 Als Grund dafür wird angegeben, dass der Begriff bereits eingeführt ist, dieser 

Rechtssicherheit gewährleistet und sich widerspruchsfrei in die deutsche Rechtsord-

nung einfügt. Diese Begründung verkennt, dass mit der Ratifikation der Istanbul-Kon-

vention bereits seit 2018 eine rechtliche bindende Vorgabe besteht, die häusliche Ge-

walt in Artikel 3 lit. b) eindeutig definiert. Die Istanbul-Konvention gilt im Range eines 

Bundesgesetzes. Auch ist 2024 die Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (RL 

2024/1385/EU) in Kraft getreten, die in Artikel 2 eine der Istanbul-Konvention entspre-

chende Definition der häuslichen Gewalt enthält. 

Der Gewaltbegriff des GewSchG ist zudem mit der umfassenderen Definition der Is-

tanbul-Konvention nicht vollständig vereinbar. Der Anwendungsbereich des GewSchG 

umfasst nach § 1 Absatz 1 Satz 1 die vorsätzliche und widerrechtliche Verletzung des 

Körpers, der Gesundheit, der Freiheit oder der sexuellen Selbstbestimmung einer an-

deren Person und nach § 1 Absatz 2 Satz 1 die Drohung mit der Verletzung der ge-

nannten Rechtsgüter, das widerrechtliche und vorsätzliche Eindringen in die Wohnung 

einer anderen Person oder deren befriedetes Besitztum oder die unzumutbare Belästi-

gung einer anderen Person durch wiederholtes Nachstellen oder Verfolgung unter 

Verwendung von Fernkommunikationsmitteln gegen den ausdrücklich erklärten Wil-

len. Psychische Gewalt wird als Körper- und Gesundheitsverletzung erfasst, wenn sie 

sich beim Opfer physisch auswirkt, wobei die Beeinträchtigung eine gewisse Erheb-

lichkeit erreichen muss.9 

Diese Definition greift zu kurz, da sie nicht alle Aspekte der häuslichen Gewalt berück-

sichtigt, wie sie in der Istanbul-Konvention beschrieben werden. Ein wesentliches 

__ 
8  Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), a.a.O., S. 18. 
9   OLG Karlsruhe (2011): Beschluss vom 31.10.2011 – 5 WF 166/11, FamRZ 2012, S. 460. 
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Defizit des Gewaltbegriffs des GewSchG ist unter anderem die fehlende Berücksichti-

gung der wirtschaftlichen Dimension häuslicher Gewalt.10 Diese Einschränkung wird 

im Referent*innenentwurf fortgeführt, wodurch die neuen Vorschriften des Entwurfs 

wirtschaftliche Gewalt nicht umfassen.11 Die Entwurfsbegründung argumentiert, dass 

wirtschaftliche Gewalt allein weder ein Geheimhaltungsbedürfnis des Aufenthaltsortes 

noch Einschränkungen der gerichtlichen Verhandlungsführung begründen.12 Diese 

Begründung verkennt jedoch die vielfältigen Ausprägungen wirtschaftlicher Gewalt. 

Bei Kenntnis des Aufenthaltsortes kann sich wirtschaftliche Gewalt beispielsweise 

durch Sachbeschädigungen am Eigentum oder Entwendung von Geld der gewaltbe-

troffenen Person manifestieren. Ein Schutzbedürfnis besteht somit auch in diesen Fäl-

len, was die Notwendigkeit einer umfassenderen Definition von häuslicher Gewalt un-

terstreicht, die wirtschaftliche Aspekte einschließt. 

Darüber hinaus verkennt das dem Referent*innenentwurf zugrunde gelegte Verständ-

nis von häuslicher Gewalt den umfassenden Gewaltbegriff der Istanbul-Konvention 

und betrachtet einzelne Gewaltformen isoliert voneinander. Der Referent*innenentwurf 

argumentiert, dass die engere Fassung des GewSchG nicht gegen Artikel 31 Istanbul-

Konvention verstoße, da dieser keine spezifischen Vorgaben zur Berücksichtigung ge-

walttätiger Vorfälle bei Entscheidungen über Sorge- und Umgangsrecht mache oder 

eine Gleichbehandlung aller Gewaltformen zu jeder Zeit fordere.13 Diese Sichtweise 

lässt unberücksichtigt, dass die verschiedenen Dimensionen und Erscheinungsformen 

häuslicher und geschlechtsspezifischer Gewalt sich gegenseitig bedingen und wech-

selseitig verstärken. Sie sind Ausdruck desselben Grundproblems: Ungleiche Macht-

verhältnisse zwischen Männern und Frauen als Mechanismus zur Unterdrückung von 

Frauen.14 Das Verständnis von häuslicher Gewalt im Referent*innenentwurf wider-

spricht demnach auch Artikel 3 lit. b) Istanbul-Konvention, der explizit alle Formen von 

Gewalt einschließt - körperliche, sexualisierte, psychische, wirtschaftliche und digitale 

Gewalt. Die Verwendung eines fragmentierten Gewaltbegriffs hätte Signalwirkung für 

alle öffentliche Entscheidungen und würde die ohnehin bestehende deutliche Tendenz 

verstärken, den umfassenden Gewaltbegriff der Konvention nicht anzuwenden.15 Wirt-

schaftliche Gewalt, die sich auch erst nach der Trennung manifestieren oder weiter-

wirken kann, spielt auch hier bisher keine oder nur eine untergeordnete Rolle.16  

Daraus folgt auch, dass die Argumentation im Referent*innenentwurf nicht mit Artikel 

31 Istanbul-Konvention übereinstimmt. Dieser Artikel basiert auf dem umfassenden 

Gewaltbegriff aus Artikel 3 lit. b), der alle Formen von Gewalt einschließt. Daher müs-

sen alle Gewaltformen gleichwertig berücksichtigt werden, ohne dass ein spezieller 

__ 

10  Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), a.a.O., S. 18. 
11  Ebd. 
12  Ebd. 
13  Ebd. 
14  Europarat (2011): Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 

und häuslicher Gewalt und erläuternder Bericht (nichtamtliche Übersetzung). https://rm.coe.int/1680462535 (ab-
gerufen am 03.05.2024) Ziff. 25, 44. 

15  Zum Beispiel Umgangsausschluss aufgrund massiver vorhergehender Gewalt gegen die Mutter durch den Va-
ter: Saarländisches OLG (2016): Beschluss vom 17.11.2016, 6 UF 90/16; OLG Köln (2010): Beschluss vom 
06.12.2010, 4 UF 183/10, II-4 UF 183/10; AG Bremen (2008): Beschluss vom 08.08.2008, 63 F 2261/08. Es 
findet sich kein Träger für die Umgangsbegleitung wegen des „ungezügelten Verhaltens“ des Kindsvaters: OLG 
Koblenz (2015): Beschluss vom 22.07.2015, 7 UF 377/15.Weitere Beispiele: OLG Köln (2005): Beschluss vom 
23.03.2005, 4 UF 119/04; OLG Hamm (1998): Beschluss vom 20.11.1998, 11 UF 12/98; Franke (2023), a.a.O., 
S. 22. 

16  Franke (2023), a.a.O., S. 22. 
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Hinweis in Artikel 31 erforderlich ist. Der Wortlaut von Artikel 31 deckt den gesamten 

Anwendungsbereich der Konvention ab, einschließlich wirtschaftlicher Gewalt. 

Gefahr der Reduzierung von häuslicher Gewalt auf Partnerschaftsgewalt 

Die Berichterstattungsstelle begrüßt, dass der Referent*innenentwurf deutlich zwi-

schen Partnerschaftsgewalt und generationenübergreifender Gewalt im Kontext häus-

licher Gewalt unterscheidet. Auch der Schwerpunkt auf den Schutz gewaltbetroffener 

Elternteile und damit auf Partnerschaftsgewalt ist aus Sicht der Berichterstattungs-

stelle grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings wird die nahezu ausschließliche Betrach-

tung häuslicher Gewalt als Partnerschaftsgewalt durch die Berichterstattungsstelle kri-

tisch bewertet. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass der im Referenten*innen-

entwurf vorgesehene verfahrensrechtliche Schutz in gleichem Maße garantiert wird, 

wenn die Gewalt etwa "nur" das Kind oder ein älteres Familienmitglied betrifft. Nur so 

kann sichergestellt werden, dass alle Formen häuslicher Gewalt angemessen adres-

siert werden und diese Gewaltform strukturell nicht unberücksichtigt bleibt. Es ist si-

cherzustellen, dass komplexe Gewaltdynamiken, die mehrere Generationen innerhalb 

einer Familie betreffen, angemessen erfasst werden. Häusliche Gewalt beschränkt 

sich oft nicht auf eine einzelne Beziehung, sondern kann verschiedene Familienmit-

glieder auf unterschiedliche Weise einbeziehen.  

Empfehlung 

Um die Istanbul-Konvention vollständig umzusetzen und einen umfassenden Gewalt-

schutz zu gewährleisten, empfiehlt die Berichterstattungsstelle eine ganzheitliche Re-

form sowohl des materiellen Familienrechts als auch des Prozessrechts im Sinne der 

Istanbul Konvention. Hierfür ist unter anderem ein gemeinsames Verständnis auf 

Grundlage einer einheitlichen Definition von häuslicher Gewalt notwendig, um einen 

einheitlichen Rechtsrahmen zu gewährleisten.17 Die Berichterstattungsstelle empfiehlt 

daher die klarstellende Aufnahme der Definition der häuslichen Gewalt nach Art. 3 lit. 

b) Istanbul-Konvention im BGB. Das materiell-rechtliche Umgangs- und Sorgerecht 

bindet (inhaltlich) das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Ange-

legenheiten der FamFG als entsprechendes Prozessrecht.18 

2.2 Einführung eines Wahlgerichtsstandes  
Der Referent*innenentwurf sieht mit den Änderungen des § 152 Abs. 2 FamFG-E die 

Schaffung eines Wahlgerichtsstands in Kindschaftssachen vor. Dieser soll in Fällen 

greifen, in denen zwischen den Beteiligten ein Gewaltschutzverfahren anhängig ist 

oder bereits eine Gewaltschutzanordnung besteht. Sind diese Voraussetzungen nicht 

gegeben, ist weiterhin die alte Regelung einschlägig, nach welcher das Gericht zu-

ständig ist, in dessen Bezirk das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.  

Aus menschenrechtlicher Sicht ist die Intention hinter der Einführung des Wahlge-

richtsstandes grundsätzlich zu begrüßen. Die Geheimhaltung des Aufenthaltsortes be-

ziehungsweise der Anschrift der Gewaltbetroffenen und der Kinder hat eine existenzi-

elle Schutzfunktion, besonders bei andauernder Gefährdungslage.19 Die bisherige Re-

gelung erleichtert dem gewaltausübenden Elternteil bei Bekanntwerden des 

__ 
17  Franke (2023), a.a.O., S. 23.  
18  Ebd. 
19  Franke (2023), a.a.O., S. 50. 
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Gerichtsbezirks, weitere Nachforschungen über den Aufenthaltsort der gewaltbetroffe-

nen Person anzustellen.20  

Allerdings sind zwei Aspekte des neuen Entwurfs kritisch zu betrachten: Zum einen 

die Beschränkung des Wahlgerichtsstands auf Fälle mit laufenden Gewaltschutzver-

fahren und zum anderen die Wahlmöglichkeit an sich.  

Die Beschränkung der Wahlmöglichkeit auf laufende Gewaltschutzverfahren birgt das 

Risiko erheblicher Schutzlücken. Durch diese Regelung werden diejenigen Fälle nicht 

abgedeckt, in denen ein solches Verfahren zwar nicht angestrengt wurde, das Schutz-

bedürfnis der gewaltbetroffenen Person dennoch besteht. Die meisten Frauen, die mit 

ihren Kindern in ein Frauenhaus fliehen, stellen keinen Antrag nach dem GewSchG. 

Nur 10 % der Frauen stellen vor oder während des Frauenhausaufenthaltes einen An-

trag nach § 1 GewSchG.21 In der Gesetzesbegründung wird angeführt, dass es nicht 

nur auf den Vorwurf von Partnerschaftsgewalt ankommen kann, da ansonsten mit der 

Zuständigkeitsprüfung des Gerichts eine langwierige Tatsachenermittlung einherge-

hen würde.22 Dieses Anliegen ist nachvollziehbar, lässt sich jedoch auch durch eine 

Konkretisierung des Prüfungsmaßstabs erreichen. Der Prüfungsmaßstab der doppelt-

relevanten Tatsachen bietet sich hier an: Stellt man für den Gerichtsstand auf das 

Vorliegen von Anhaltspunkten von häuslicher Gewalt ab, würde es sich um doppeltre-

levante Tatsachen handeln, die sowohl für die Zulässigkeit als auch die Begründetheit 

des Verfahrens relevant sind. Es würde dann im Rahmen der Zulässigkeit genügen, 

dass schlüssige Tatsachen behauptet werden, die bei rechtlich zutreffender Würdi-

gung zu der Annahme von häuslicher Gewalt führen.23 Um die oben aufgezeigte 

Schutzlücke zu schließen, empfiehlt die Berichterstattungsstelle daher, in § 152 Abs. 2 

FamFG-E den Zusatz „oder bei Anhaltspunkten häuslicher Gewalt“ aufzunehmen.  

Darüber hinaus ist die Konzeption des Gerichtsstands als Wahlgerichtsstand kritisch 

zu hinterfragen. Der Schutzzweck des Wahlgerichtsstand läuft ins Leere, wenn die an-

tragstellende Person der gewaltausübende Elternteil ist, zum Beispiel bei Anträgen 

auf Übertragung der (teilweisen) Alleinsorge oder auf Regelung des Umgangs. Es ist 

unwahrscheinlich, dass Gewalttäter*innen einen Gerichtsstand wählen würden, der in-

direkt ein Eingeständnis von Gewaltausübung impliziert. Stattdessen würden sie ver-

mutlich den Gerichtsstand des aktuellen gewöhnlichen Aufenthaltsortes bevorzugen.24 

Die Berichterstattungsstelle empfiehlt daher, § 152 Abs. 2 FamFG-E so auszugestal-

ten, dass in Fällen häuslicher Gewalt grundsätzlich das Gericht in dem Bezirk zustän-

dig ist, in welchem das Kind zuvor seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte.25 Ein sol-

ches Regel-Ausnahme-Verhältnis erfüllt eine Entlastungsfunktion für Betroffene von 

__ 

20  Deutsches Institut für Jugendhilfe und Familienrecht e.V. (DIJuF) (2023): Familienverfahrensrecht: Ausschließli-
cher Gerichtsstand am Aufenthaltsort des Kindes für die Feststellung der Vaterschaft und die Geltendmachung 
des Unterhalts; Folgen bei notwendiger Geheimhaltung des Aufenthalts von Mutter und Kind. § 232 FamFG. 
DIJuF-Rechtsgutachten (14.02.2023) – SN 2023_0131 An. In: Das Jugendamt (JAmt) 2023 (4), S. 174; Bünd-
nis Istanbul-Konvention (BIK) (Februar 2021): Alternativbericht zur Umsetzung des Übereinkommens des Euro-
parats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt. Berlin. 
https://www.buendnis-istanbul-konvention.de/wp-content/uploads/2021/03/Alternativbericht-BIK-2021.pdf (abge-
rufen am 06.09.2024), S. 159. 

21  Frauenhauskoordinierung e.V. (2022): Bundesweite Frauenhaus-Statistik 2022. https://www.frauenhauskoordi-
nierung.de/arbeitsfelder/fhk-bewohner-innenstatistik/, S. 32. 

22  Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), a.a.O., S. 36.  
23  Siehe in Bezug auf den Besonderen Gerichtsstand der unerlaubten Handlung gem. § 32 ZPO: Musielak/Voit § 

32 ZPO, Rn.19 
24  Franke (2023), a.a.O., S. 51. 
25  Ebd. 

https://www.frauenhauskoordinierung.de/arbeitsfelder/fhk-bewohner-innenstatistik/
https://www.frauenhauskoordinierung.de/arbeitsfelder/fhk-bewohner-innenstatistik/
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häuslicher Gewalt.26 Zudem dürfte der Bezirk, in welchem die Tat begangen wurde, 

derselbe sein, in welchem das Kind vorher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte.27 

Eine Ausnahme von dem (neuen) Grundsatz in Fällen häuslicher Gewalt sollte gelten, 

wenn der gewaltbetroffene Elternteil ausdrücklich die Zuständigkeit des Gerichts am 

neuen Aufenthaltsort des Kindes wünscht.28 

2.3 Amtsermittlungspflicht und Informationsfluss 
Im Referent*innenentwurf ist eine Klarstellung im § 156a Abs. 1 FamFG-E dahinge-

hend vorgesehen, dass das Gericht in Erfüllung seiner Amtsermittlungspflicht nach § 

26 FamFG bei Anhaltspunkten, dass es zwischen den Beteiligten des Verfahrens zu 

einer Tat nach § 1 Abs. 1 S. 1 oder Abs. 2 S. 1 GewSchG gekommen ist, den Schutz-

bedarf des Kindes und den Schutzbedarf des von der Gewalt betroffenen Elternteils 

ermittelt und im Verfahren berücksichtigt. Dies soll zudem möglichst frühzeitig gesche-

hen. 

Laut der Gesetzesbegründung sind die von Amts wegen einzuleitenden und durchzu-

führenden Ermittlungen soweit auszudehnen und gegebenenfalls zu beschränken, wie 

es die Sachlage erfordert.29 Im Rahmen des jeweiligen Einzelfalls soll das Gericht be-

stimmte Umstände in seiner Entscheidung berücksichtigen: So etwa die Dauer und In-

tensität der gewalttätigen Konflikte, die Wiederholungsgefahr, die Gewaltbetroffenheit 

des Kindes durch eigenes Gewalterleben und durch das Miterleben von häuslicher 

Gewalt, die zu erwartenden Auswirkungen des Umgangs auf das Kind und den ge-

waltbetroffenen Elternteil und die Möglichkeiten, den gewaltbetroffenen Elternteil bei 

der Ausübung des Rechts auf Umgang oder der Ausübung der (gemeinsamen) Sorge 

vor physischen Risiken und psychischen Belastungen zu schützen.30 

Die Berichterstattungsstelle begrüßt die vorgeschlagene Änderung hin zu einer kon-

ventionskonformen Amtsermittlung als eine zentrale Weichenstellung für ein am Ge-

waltschutz orientiertes Umgangs- und Sorgerechtsverfahren. Diese Reform ist drin-

gend notwendig, da Praxisberichte zeigen, dass Richter*innen in Fällen von häusli-

cher Gewalt häufig keine umfassende Amtsermittlung durchführen, selbst wenn An-

haltspunkte dafür vorliegen.31 Die gesetzliche Verankerung der Pflicht zur Amtsermitt-

lung bei Anhaltspunkten für häusliche Gewalt erfüllt damit eine wichtige Klarstellungs-

wirkung und Signalfunktion.32 Weiterhin kann eine konventionskonforme Amtsermitt-

lung nur effektiv durchgeführt werden, wenn eine behördenübergreifende Zusammen-

arbeit erfolgt.33 Dies stellt auch kinderrechtlich eine immer wiederkehrende Empfeh-

lung dar, um eine kindgerechte Justiz zu gestalten.34 Positiv ist insofern die Einfüh-

rung des § 211a FamFG-E im Referent*innenentwurf zu bewerten. Dieser hat eine 

schnellere und bessere Vernetzung der an Gewaltschutz- und Kindschaftssachen be-

teiligten Professionen zum Ziel.35 So sieht der § 211a FamFG-E eine Regelung über 

__ 
26  Ebd. S. 22. 
27  Ebd. 
28  Ebd. S. 51.  
29  Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), a.a.O. 
30  Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), a.a.O., S. 38. 
31  Council of Europe (CoE) Group of Experts on Action against Violence against Women and Domestic Violence 

(GREVIO) (2022): GREVIO Baseline Evaluation Report Germany. Strasbourg: Council of Europe, Ziff. 221. 
32  Franke (2023), a.a.O., S. 45. 
33  CoE, GREVIO (2022), a.a.O., Ziff. 223, 224, 229a. 
34  Europarat (17.11.2010), Leitlinien des Ministerkomitees des Europarates für eine kindgerechte Justiz. 

https://rm.coe.int/16806ad0c3 (zuletzt abgerufen am 06.09.2024). Ziff. 16, 17. 
35  Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), a.a.O., S. 17. 

https://rm.coe.int/16806ad0c3
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den Inhalt und die Mitteilung der Antragsschrift an die verschiedenen, am Verfahren 

beteiligten Professionen vor. 

Eine konventionskonforme Amtsermittlung umfasst allerdings zwei wesentliche Ele-

mente: Zum einen die Aufklärung des Gewaltgeschehens, wozu die Gesetzesände-

rung beisteuert, zum Anderen die Abklärung (weiter) bestehender Gefährdungsla-

gen.36 Letzteres beinhaltet die Durchführung einer Gefährdungsanalyse im Sinne von 

Artikel 51 Istanbul-Konvention. Diese Gefährdungsanalyse ist allerdings in § 156a 

Abs. 1 FamFG-E des Gesetzesentwurfs nicht explizit verankert. Stattdessen sollen le-

diglich - wie oben dargestellt - ein Teil der Kriterien (Gewaltbetroffenheit, Wiederho-

lungsgefahr etc.), im Rahmen der Amtsermittlungspflicht laut der Gesetzesbegrün-

dung in die Entscheidung einfließen.37 Diese fehlende ausdrückliche gesetzliche Ver-

ankerung der Gefährdungsanalyse birgt das Risiko, dass ihre konventionskonforme 

Durchführung im Einzelfall davon abhängt, ob die Vorgaben der Istanbul Konvention 

in das Kindschaftsrecht "hineingelesen" werden.38 Dies könnte zu einer uneinheitli-

chen Rechtsanwendung führen und den Schutz von Gewaltbetroffenen und ihren Kin-

dern beeinträchtigen. 

Kritikwürdig ist darüber hinaus, dass in Deutschland bislang keine bundeseinheitlichen 

Standards für ein Konzept zur wirksamen Gefährdungsanalyse vorhanden sind.39 

Auch die Gesetzesbegründung fordert lediglich, dass eine solche stattfinden soll, ent-

hält aber keine Darstellung, wie genau diese durchzuführen ist. Art. 51 Abs. 1 Istan-

bul-Konvention statuiert, dass die zuständigen Behörden Risiken für gewaltbetroffene 

Personen gemäß einem standardisierten Verfahren effektiv analysieren und bewerten 

sollen40 (Gefährdungsanalyse). Für jeden so ermittelten gefährdeten Einzelfall ist an-

schließend im Rahmen einer behördenübergreifenden Zusammenarbeit und Koordi-

nierung ein Plan zum Schutz der Betroffenen auszuarbeiten (Gefahrenmanagement). 

41 Eine konventionskonforme Umsetzung geht entsprechend weit über die Berücksich-

tigung einzelner Faktoren wie etwa der Wiederholungsgefahr im Rahmen der Amtser-

mittlungspflicht hinaus. Die Berichterstattungsstelle empfiehlt die Pflicht zur Gefähr-

dungsanalyse ausdrücklich im § 156a Abs. 1 FamFG-E festzuschreiben und sich auf 

ein standardisiertes Verfahren festzulegen. 

Weiterhin bezieht sich der Gesetzesentwurf nur auf Taten nach § 1 und § 2 Ge-

wSchG. Diese Regelung geht nicht weit genug und lässt die Tatsache unberücksich-

tigt, dass Anhaltspunkte für häusliche Gewalt sehr divers sind und Schutzlücken ent-

stehen, wenn man lediglich auf § 1 und § 2 des GewSchG abstellt.  

Auch ist die derzeitige Formulierung, dass die Amtsermittlung in Fällen häuslicher Ge-

walt "möglichst frühzeitig erfolgen soll", unzureichend und entspricht nicht den Anfor-

derungen der Istanbul-Konvention. Artikel 51 Absatz 1 Istanbul-Konvention schreibt 

vor, dass die Analyse der Gefahr für Leib und Leben sichergestellt werden muss. Eine 

„Soll“-Vorschrift erfüllt nicht das Kriterium der Sicherstellung und gewährleistet damit 

auch keinen effektiven Gewaltschutz. Um den Vorgaben der Istanbul-Konvention ge-

recht zu werden und einen umfassenden Schutz für Betroffene zu garantieren, ist eine 

__ 

36  Franke (2023), a.a.O., S. 45. 
37  Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), a.a.O., S. 38. 
38  Franke (2023), a.a.O., S. 45. 
39  CoE, GREVIO (2022), a.a.O., Ziff. 307, 308. 
40  Ebd., Ziff. 306.  
41  Ebd. 
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verbindlichere Formulierung erforderlich. Daher sollte die Vorschrift als "Muss"-Be-

stimmung umformuliert werden. 

Schließlich bleibt zu bemerken, dass eine effektive Amtsermittlung nur vorgenommen 

werden kann, wenn die beteiligten Professionen umfassend zu dem Thema sensibili-

siert und darüber informiert sind.42 Zwar sieht beispielsweise für Familienrichter*innen 

§ 23b Abs. 3 S. 2 GVG bestimmte Qualifikationsanforderungen vor, dabei handelt es 

sich jedoch lediglich um eine Ordnungsvorschrift, deren tatsächliche Wirkung abzu-

warten bleibt.43 Eine Qualifikationsanforderung im Hinblick auf die Berücksichtigung 

von Dominanzstrukturen im Geschlechterverhältnis beziehungsweise auf die ge-

schlechtsspezifische Dimension von häuslicher Gewalt sowie Kenntnis der entspre-

chenden Dynamiken ist gesetzlich nicht normiert. Eine ausreichende Sensibilisierung 

der am familiengerichtlichen Verfahren beteiligten Fachkräfte ist bisher nicht gewähr-

leistet.44 Die Berichterstattungsstelle regt daher an, zur Sicherstellung der Anforderun-

gen aus der Istanbul-Konvention und der UN-Kinderrechtskonvention für alle zuständi-

gen Berufsgruppen (Familienrichter*innen, Verfahrensbeistände, Mitarbeiter der Ju-

gendämter) eine ausdrückliche gesetzliche Absicherung von verpflichtenden und stan-

dardisierten Fortbildungen einzuführen, die regelmäßig aufgefrischt und vertieft wer-

den, damit die neu erworbenen Kompetenzen angemessen umgesetzt werden.45 Dies 

ist also auch eine Gelegenheit die aus Artikel 15 Istanbul-Konvention resultierenden 

Pflicht zum Angebot geeigneter Ausbildungs- und Fortbildungsmöglichkeiten umzuset-

zen. 

2.4 Hinwirken auf elterliches Einvernehmen und der Beschleuni-
gungsgrundsatz 

Der Referent*innenentwurf sieht vor, dass ein Hinwirken auf elterliches Einvernehmen 

in Fällen häuslicher Gewalt in Form von Partnerschaftsgewalt in der Regel nicht in Be-

tracht kommt. Insoweit sollen die Wertungen des Gesetzgebers der FGG-Reform ver-

deutlicht werden (§ 156a Abs. 2 FamFG-E).46 Auch soll das Gericht die Beteiligten ge-

trennt anhören (§ 156a Abs. 2 FamFG-E). 

Diese Änderungen erkennen die besondere Dynamik in Fällen häuslicher Gewalt an 

und sind ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung, da eine einvernehmliche Kon-

fliktlösung in Fällen häuslicher Gewalt häufig kontraindiziert ist und daher auch gemäß 

Artikel 48 Absatz 1 Istanbul-Konvention zu verbieten ist. Bedenklich ist jedoch, dass 

der eng mit dem Hinwirken auf elterliches Einvernehmen in Zusammenhang stehende 

pauschal formulierte Beschleunigungsgrundsatz, insbesondere der frühe erste Ter-

min, durch den Gesetzesentwurf keine Veränderung erfahren hat. Eine 

__ 
42  Franke, Lena / Schwarz, Lina (2023): Die Umsetzung des Übereinkommens des Europarats zur Verhütung und 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (IstanbulKonvention) in Deutschland. In: Zeit-
schrift für das Gesamte Sicherheitsrecht 2023 (2), S. 61–66, 63. 

43  Hau, Wolfgang / Poseck, Roman (Hg.) (2023): Beck’scher Online-Kommentar zum BGB. 67. Edition. Stand 
01.08.2023. München: C.H. Beck, § 1626 BGB, Rn. 122. 

44  CoE, GREVIO (2022), a.a.O., Ziff. 94, 96, 97, 147, 224, 227, 228a–c. 
45  CoE, Erläuternder Bericht (2011), a.a.O., Ziff. 99; Frauenhauskoordinierung e. V. (FHK) (2022): Initiativstellung-

nahme von Frauenhauskoordinierung. Forderungen zur bevorstehenden Reform des Familienrechts – mit Blick 
auf den Koalitionsvertrag von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP. https://www.frauenhauskoordinie-
rung.de/fileadmin/redakteure/Publikationen/Stellungnahmen/2022 05 25_ FHK_Reform_Familienrecht_an_Poli-
tik__korrigiert_final.pdf (abgerufen am 20.10.2023), S. 3, die Frauenhauskoordinierung spricht sich vor dem 
Hintergrund der Pläne im Koalitionsvertrag 2021–2025 zu einer Verankerung eines Fortbildungsanspruchs aus-
drücklich für eine Fortbildungsverpflichtung aus; Zentrale Informationsstelle Autonomer Frauenhäuser (ZIF) 
(Hg.) (2021): Die Istanbul-Konvention als Schutzinstrument zur Gewährleistung der Rechte von Kindern 2021. 

 https://autonome frauenhaeuser zif.de/wp content/uploads/2021/11/ZIF Broschuere Istanbul Konvention 
2021.pdf (abgerufen 06.11.2023), S. 5. 

46  Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), a.a.O., S. 17. 

https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Publikationen/Stellungnahmen/2022%2005%2025_%20FHK_Reform_Familienrecht_an_Politik__korrigiert_final.pdf
https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Publikationen/Stellungnahmen/2022%2005%2025_%20FHK_Reform_Familienrecht_an_Politik__korrigiert_final.pdf
https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Publikationen/Stellungnahmen/2022%2005%2025_%20FHK_Reform_Familienrecht_an_Politik__korrigiert_final.pdf


DEUTSCHES INST ITUT FÜR MENSCHENRECHTE |  STELLUNGNAHME |  SEPTEMBER 2024  12  

 

Entschleunigung ist zur Vermeidung von Reviktimisierung und (Re-)Traumatisierung 

häufig entscheidend. Gleichzeitig kann der erste frühe Termin auch sinnvoll sein: bei-

spielsweise kann der frühe erste Termin der schnelleren Beantwortung von Sicher-

heitsfragen und der Sachverhaltsaufklärung dienen. Angezeigt ist es daher, dass sich 

der Fokus im Rahmen des Beschleunigungsgrundsatzes hin zu dem Ziel einer pri-

mären Aufklärung der Gewaltgeschichte und der Eruierung der Schutzbedarfe verän-

dert. Das gilt insbesondere vor dem Hintergrund von Praxisberichten, die darauf hin-

deuten, dass das Beschleunigungsgebot und weitere diesen flankierenden gesetzli-

chen Regelungen eher schematisch und weder am Kindeswohl noch am Gewalt-

schutz orientiert angewendet werden.47 Dies setzt entsprechend sensibilisierte Fach-

kräfte voraus.  

Zu begrüßen ist die Vorgabe im Entwurf, dass die Beteiligten getrennt vernommen 

werden sollen. Dabei legt die Gesetzesbegründung nahe, dass „soll“ im Sinne von „in 

der Regel“ auszulegen ist.48 Dadurch wird gleichzeitig ein Spielraum geschaffen, die 

Anhörung unter bestimmten Voraussetzungen nicht getrennt durchzuführen, etwa 

wenn die Betroffenen das explizit wünschen49 Das sollte in der Gesetzesbegründung 

aufgeführt werden.50 Allerdings ist es aus Gründen der Rechtssicherheit problema-

tisch, dass diese Auslegung lediglich in dem Referent*innenentwurf erläutert wird und 

nicht ausdrücklich im Gesetzestext verankert ist. Um Klarheit und Einheitlichkeit in der 

Rechtsanwendung zu gewährleisten, regt die Berichterstattungsstelle daher an, den 

Gesetzentwurf wie folgt umzuformulieren: „Die Beteiligten sollen in der Regel getrennt 

angehört werden“. 

2.5 Verfahrensbeistände 
Der vorliegende Referent*innenentwurf sieht eine Stärkung der Verfahrensbeistände 

durch eine Vergütungserhöhung vor: Vergütungspauschalen werden vereinheitlicht 

und auf 690 € angehoben. Auch soll eine Geschwisterpauschale eingeführt werden.51 

Zudem soll sichergestellt werden, dass Kosten für die Beauftragung von Dolmet-

scher*innen erstattet werden können.52 Eine Regelung, mit der das Gericht durchset-

zen kann, dass der Verfahrensbeistand auch gegen den Willen eines oder beider El-

ternteile in persönlichen Kontakt mit dem Kind treten kann, ist ebenfalls vorgesehen. 

Darüber hinaus soll der originäre und erweiterte Aufgabenkreis zusammengefasst 

werden, da für eine effektive Interessenwahrnehmung des Kindes üblicherweise auch 

Gespräche mit den Eltern oder Dritten erforderlich sind.53 

Die Berichterstattungsstelle begrüßt, dass die bestehenden Aufgaben der Verfahrens-

beistände konkretisiert werden sollen, was zu mehr Rechtssicherheit führen kann. Be-

sonders hervorzuheben ist, dass die Verfahrensbeistände auch gegen den Willen der 

Eltern Kontakt mit dem Kind aufnehmen können sollen. Dies stellt eine wichtige Ände-

rung gerade im Sinne von Artikel 12 UN-Kinderrechtskonvention (im Folgenden: UN-

KRK) dar, in dem das Recht auf Gehör und Berücksichtigung der Meinung des Kin-

des, normiert ist. Im Rahmen der Verfahrensbeistandschaft ist es von zentraler 

__ 

47  BIK (2021), a.a.O., S. 106–109, 147–148. 
48  Vgl. Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), a.a.O., S. 39. 
49  Franke (2023), a.a.O., S. 48. 
50  Ebd. 
51  Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), a.a.O, S. 40. 
52  Bundesministerium der Justiz (19.07.2024), a.a.O., S. 2. 
53  Ebd., S. 16. 
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Bedeutung, dass das Gewalterleben des Kindes ausreichend beachtet wird.54 Dafür 

muss das Kind Raum haben, seine persönliche Betroffenheit durch das Miterleben 

von häuslicher Gewalt anzusprechen.55 Zum anderen ist es aus kinderrechtlicher Per-

spektive (u.a. Artikel 2 UN-KRK) wichtig, auf die besonderen Bedarfe von Kindern und 

ihren Familien einzugehen. Dazu gehört auch, dass das Kind freiwillig an dem Aus-

tausch mit dem Verfahrensbeistand partizipiert. 

Der vorliegende Gesetzentwurf lässt aus Sicht der Berichterstattungsstelle jedoch ei-

nige dringend reformbedürftige Aspekte der Verfahrensbeistände unberücksichtigt. 

Trotz des Gesetzes zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder von 202256 

(§ 158a FamFG) bestehen weiterhin keine einheitlichen Qualitätsstandards für die 

Ausbildung der Verfahrensbeistände.57 Diese Problematik wurde auch vom Bundes-

verband der Verfahrensbeistände in der Stellungnahme zum Gesetz zur Bekämpfung 

sexualisierter Gewalt gegen Kinder kritisiert.58 Darüber hinaus bleibt die Auswahl der 

Verfahrensbeistände weiterhin intransparent. So ist unklar, nach welchen Kriterien das 

Familiengericht diese auswählt. Familienrichter*innen können beispielsweise Verfah-

rensbeistände, bevorzugen, die sie gut kennen, solange diese gem. § 158a FamFG 

fachlich geeignet sind. Auf andere Kriterien kommt es nicht an.59 Dies kann die Unab-

hängigkeit der Verfahrensbeistände beeinträchtigen, da sie möglicherweise finanziell 

davon abhängig sind, auch zukünftig von den Richterinnen eingesetzt zu werden.60 

Zudem werden die Kinder bei der Auswahl der*des Beiständ*in nicht miteinbezogen 

und können Verfahrensbeistände nicht ablehnen, auch wenn wichtige Schutzgründe 

vorliegen. Die Berichterstattungsstelle empfiehlt daher nachdrücklich, diese Aspekte in 

die anstehende Gesetzesreform einzubeziehen, um die genannten Mängel zu behe-

ben und das Verfahren im Sinne des Kindeswohls zu verbessern.61 

  

__ 
54  Heinke, Sabine / Wildvang, Wiebke / Meysen, Thomas (2021): Kindschaftssachen nach häuslicher Gewalt: Pra-

xishinweise für die Verfahrensführung und Mitwirkung. In: Meysen, Thomas (Hg.): Kindschaftssachen und 
häusliche Gewalt. Umgang, elterliche Sorge, Kindeswohlgefährdung, Familienverfahrensrecht. Unter Mitarbeit 
von Sabine Heinke u. a. Heidelberg, S. 137. Gemäß Artikel 19 UN-Kinderrechtskonvention sind Kinder vor jeder 
Form von Gewalt zu schützen und ist ein weiter Gewaltbegriff anzuwenden. 

55 Heinke/Wildvang/Meysen, a.a.O., S. 137; UN, Commitee on the Rights of Child (18.04.2011): General Com-
ment No. 13, The rights of the child to freedom from all forms of violence, UN Doc. CRC/C/GC/13, 
https://kinderrechtekommentare.de/2021/10/17/allgemeine-bemerkung-13/ (nicht amtliche Übersetzung; zuletzt 
abgerufen am 06.09.2024), Ziff. 63; UN-Committee on the Rights of the Child (20.07.2009): General Comment 
No. 12. The right of the child to be heard, UN Doc. CRC/C/GC/12, https://www.institut-fuer-menschen-
rechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Information/Information_GC12_barrierefrei_geschuetzt.pdf, Ziff. 
118 ff. 

56  Bundesgesetzblatt, Jahrgang 2021 Teil I Nr. 33, ausgegeben zu Bonn am 22. Juni 2021, S. 1810. 
57  Hedayati, Asha (2023): Die Stille Gewalt, Wie der Staat Frauen alleinlässt, S. 132. 
58  Dort heißt es: „Es sollte eine Ergänzung [im Abs. 1, S. 3] geben: „sowie eine für die Tätigkeit als Verfahrensbei-

stand spezifische Zusatzqualifikation – analog dem Weiterbildungszertifikat der Berufsverbände BVEB und AdK 
München – erbracht werden“, Berufsverband der Verfahrensbeistände (2021): Stellungnahme des BVEB zum 
Referentenentwurf des BMJV – Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder; 
https://kripoz.de/wp-content/uploads/2020/10/Stellungnahme_BVEB_RefE_Sex_Gewalt.pdf (zuletzt abgerufen 
am 06.09.2024) 

59  Hedayati (2023), S. 133. 
60  Ebd. 
61  Siehe dazu vertiefend: Deutsches Institut für Menschenrechte (2022): Entwicklung der Menschenrechtssituation 

in Deutschland Juli 2021-Juni 2022. Bericht an den Deutschen Bundestag gemäß § 2 Absatz 5 DIMRG, S. 106-
110.  

https://kinderrechtekommentare.de/2021/10/17/allgemeine-bemerkung-13/
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Information/Information_GC12_barrierefrei_geschuetzt.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Information/Information_GC12_barrierefrei_geschuetzt.pdf
https://kripoz.de/wp-content/uploads/2020/10/Stellungnahme_BVEB_RefE_Sex_Gewalt.pdf
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Das Institut 

Das Deutsche Institut für Menschenrechte ist die unabhängige  

Nationale Menschenrechtsinstitution Deutschlands (§ 1 DIMR- 

Gesetz). Es ist gemäß den Pariser Prinzipien der Vereinten  

Nationen akkreditiert (A-Status). Zu den Aufgaben des Instituts  

gehören Politikberatung, Menschenrechtsbildung, Information und 

Dokumentation, anwendungsorientierte Forschung zu menschen-

rechtlichen Themen sowie die Zusammenarbeit mit internationalen 

Organisationen. Es wird vom Deutschen Bundestag finanziert. Das 

Institut ist zudem mit dem Monitoring der Umsetzung von UN-Behin-

dertenrechtskonvention und UN-Kinderrechtskonvention sowie der 

Berichterstattung zu den Konventionen des Europarats zu  

Menschenhandel und zu Gewalt gegen Frauen und häuslicher  

Gewalt betraut worden. Hierfür hat es entsprechende Monitoring- 

und Berichterstattungsstellen eingerichtet. 

 


